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Ansuchen um Aufschub des Präsenzdienstes . _.-- .. .. _._--_ .. -_._._-- .. _--- -- --- --

Die Abgeordneten Eng e und Genossen richteten an den Bundesmi­

ni ster für Landesverteidi gung eine Anfrage, welche Maßnahmen er ergreifen 

könne . um allen Stellungspflichtigen die gleichen Möglichkeiten zum Vor­

br ingen e i nes Ansuchens um Aufschub des Präsenz dienstes zu geben. 

Auf diese Anfrage ist folgende Antwort des Bundesministers für Lan-

desver te i di gung G r a f e i ngelangt: 

"In Beantwortung der von den Abgeordneten Enge, Aigner, Wimberger und 

Genossen in der Sitzung des Nationalrates vom 13. März 1957 eingebrachten 

Anfr age , betreffend llnsuchen um Aufschub des Präsenzdienstes ~ beehre ich 

mi ch nach Durchführung entsprechender Erhebungen folgendes mitzuteilen ~ 

Die g-emäß § 19 des Wehrgeset zes vom 1 . 9'. 1955 , BGB1.Nr. '181/1955 ~ 

zur Durchführung der Erfassung der Wehrpflichtigen berufenen Stellungs­

kommi ssionen haben Ansuchen der Wehrpflichtigen des Jahrganges 1938 um 

Av~schub des Pr äsenzdi ens tes schriftlich entgegen- oder mündlich zu Pro­

tokoll genommen. I ch darf dem a ohen Hause berichten , daß kein Wehrpflich­

t i ger abge~ iesen wurde . 

Da nach den Bestimmungen des Wehrges 3tzes Ansuchen um Aufschub des 

Pr äsenzdiens t.3 s nicht schrift lich Gingebracht TIer den müssen, sondern in 

AnTIo ndtmg der Allgeme inen Verwaltungsverfahrensgeset zbestimmungen auch 

mündlich zu Protokol l gegeben TIerden können, habe ich di e zuständigen 

KOL1mandobehör clen angewi esen , künft ig auch in den Stellungskundmachungen 

diesbezügliche Bes timmungen aufzunehmen. 1I 

92/AB VIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 1 von 1

www.parlament.gv.at




